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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 197/2014 DER KOMMISSION
vom 28. Februar 2014

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 iber die zolltarifliche und statistische Nomenkla-
tur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), insbesondere auf Ar-
tikel 9 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwdgung nchstehender Griinde:

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten No-
menklatur im Anhang der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewihrleisten, sind Vorschriften fiir die Ein-
reihung der im Anhang dieser Verordnung aufgefiihrten
Waren zu erlassen.

(2)  In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine
Vorschriften fiir die Auslegung der Kombinierten No-
menklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch fiir
die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die Kom-
binierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter
etwaiger Hinzufiigung von Unterteilungen — iibernimmt
und die aufgrund besonderer Regelungen der Union auf-
gestellt wurde, um tarifliche oder sonstige Malnahmen
im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begriin-
dungen in die in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN-
Codes einzureihen.

() ABL L 256 vom 7.9.1987, S. 1.

(4)  Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen
Zolltarifauskiinfte, die fiir die von dieser Verordnung be-
troffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verord-
nung nicht tibereinstimmen, wahrend eines bestimmten
Zeitraums von dem Berechtigten gemdfd Artikel 12 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (?)
weiterverwendet werden konnen. Dieser Zeitraum sollte
auf drei Monate festgelegt werden.

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses fir den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
werden in die Kombinierte Nomenklatur unter den in Spalte 2
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht.

Artikel 2

Verbindliche Zolltarifauskiinfte, die mit dieser Verordnung nicht
iibereinstimmen, konnen gemafl Artikel 12 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 fiir einen Zeitraum von drei Mo-
naten ab Inkrafttreten dieser Verordnung weiterverwendet wer-
den.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(®) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABL L 302 vom
19.10.1992, S. 1).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 28. Februar 2014

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Algirdas SEMETA
Mitglied der Kommission
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ANHANG
Warenbezeich Einreihung Beoriind
arenbezeichnung (KN-Code) egrundung
1) ) )
Bei der Ware handelt es sich um eine runde, | 3924 90 00 | Einreihung gemifs den Allgemeinen Vorschriften 1 und 6

formgepresste Schiissel aus Kunststoff. Sie hat
einen Durchmesser von etwa 18,5 cm und ist
etwa 7 cm hoch. Die Schiissel hat ein Fas-
sungsvermogen von etwa 700 ml.

Die Schiissel dient zur Fiitterung von Tieren
(z. B. Hunde).

fir die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur und
nach dem Wortlaut der KN-Codes 3924 und 3924 90 00.

Die Position 3924 umfasst Haushaltsartikel und schliefSt
Waren, die nicht zur Verwendung durch Menschen vor-
gesehen sind, nicht aus. Aufgrund seiner objektiven Merk-
male ist der Heimtierfutternapf als Haushaltsartikel der
Position 3924 anzusehen.

Die Ware ist daher in den KN-Code 3924 90 00 als an-
dere Haushalts- oder Hauswirtschaftsartikel, Hygiene- oder
Toilettengegenstinde, aus Kunststoffen, einzureihen.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 198/2014 DER KOMMISSION
vom 28. Februar 2014

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 tiber die zolltarifliche und statistische Nomenkla-
tur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), insbesondere auf Ar-
tikel 9 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten No-
menklatur im Anhang der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewdhrleisten, sind Vorschriften fiir die Ein-
reihung der im Anhang dieser Verordnung aufgefiihrten
Waren zu erlassen.

(2 In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine
Vorschriften fir die Auslegung der Kombinierten No-
menklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch fiir
die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die Kom-
binierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter
etwaiger Hinzufiigung von Unterteilungen — tibernimmt
und die aufgrund besonderer Regelungen der Union auf-
gestellt wurde, um tarifliche oder sonstige Mafnahmen
im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begriin-
dungen in den in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN-
Code einzureihen.

(4 Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen
Zolltarifauskiinfte, die fiir die von dieser Verordnung be-
troffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verord-
nung nicht tibereinstimmen, wahrend eines bestimmten
Zeitraums von dem Berechtigten gemifd Artikel 12 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (?)
weiterverwendet werden konnen. Dieser Zeitraum sollte
auf drei Monate festgelegt werden.

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
werden in die Kombinierte Nomenklatur unter den in Spalte 2
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht.

Artikel 2

Verbindliche Zolltarifauskiinfte, die mit dieser Verordnung nicht
tibereinstimmen, konnen gemafl Artikel 12 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 fiir einen Zeitraum von drei Mo-
naten ab Inkrafttreten dieser Verordnung weiterverwendet wer-
den.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 28. Februar 2014

() ABL L 256 vom 7.9.1987, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Algirdas SEMETA
Mitglied der Kommission

(?) Verordnung (EWG) Nr. 291392 des Rates vom 12. Oktober 1992
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABL L 302 vom
19.10.1992, S. 1).
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ANHANG
Warenbezeichnun Einreihung Begriindun
8 (KN-Code) 8 8
(1) 2 3)
Eine Ware in Tablettenform, die fiir den Einzel- 2106 90 92 Einreihung gemidf den Allgemeinen Vorschriften

verkauf in einem Kunststoffbehilter zu 30 Tab-
letten aufgemacht ist. Jede Tablette hat folgende
Inhaltsstoffe:

— Bromelain (500 mg),
— Cellulose,

— Calciumphosphat,
— Siliciumdioxid,

— Magnesiumstearat.

Laut Etikett ist die Ware als Nahrungsergin-
zungsmitte] zum menschlichen Verzehr auf-
gemacht.

1 und 6 fir die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur, der Zusitzlichen Anmerkung 5
zu Kapitel 21 und nach dem Wortlaut der KN-
Codes 2106, 2106 90 und 2106 90 92.

Die Ware verfiigt iiber keine klar definierten pro-
phylaktischen oder therapeutischen Eigenschaf-
ten. Folglich kann sie nicht als Arzneiware in
die Position 3004 eingereiht werden.

Da es sich bei der Ware um eine dosiert auf-
gemachte Lebensmittelzubereitung handelt, die
zur Verwendung als Nahrungsergdnzungsmittel
bestimmt ist, sind die Anforderungen der Zusitz-
lichen Anmerkung 5 zu Kapitel 21 erfiillt.

Die Ware ist eine Zubereitung von Enzymen, der
Stoffe zugesetzt worden sind, die sie fiir spezi-
fische Zwecke geeignet machen, nimlich als Nah-
rungserganzungsmittel fiir den menschlichen
Verzehr (sieche auch die HS-Erlduterungen zu Po-
sition 3507, Buchstabe C, erster Absatz). Da die
Ware unter die Zusitzliche Anmerkung 5 zu
Kapitel 21 fallt, ist eine Einreihung in Position
3507 als zubereitetes Enzym ausgeschlossen.

Die Ware ist daher in die Position 2106 als Le-
bensmittelzubereitung, anderweit weder genannt
noch inbegriffen, einzureihen.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 199/2014 DER KOMMISSION
vom 28. Februar 2014

zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 tiber die zolltarifliche und statistische Nomenkla-
tur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), insbesondere auf Ar-
tikel 9 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten No-
menklatur im Anhang der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewdhrleisten, sind Vorschriften fiir die Ein-
reihung der im Anhang dieser Verordnung aufgefiihrten
Waren zu erlassen.

(2 In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine
Vorschriften fir die Auslegung der Kombinierten No-
menklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch fiir
die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die Kom-
binierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter
etwaiger Hinzufiigung von Unterteilungen — tibernimmt
und die aufgrund besonderer Regelungen der Union auf-
gestellt wurde, um tarifliche oder sonstige Mafnahmen
im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren mit den in Spalte 3 genannten Begriin-
dungen in die in Spalte 2 der Tabelle angegebenen KN-
Codes einzureihen.

(4 Es ist angemessen vorzusehen, dass die verbindlichen
Zolltarifauskiinfte, die fiir die von dieser Verordnung be-
troffenen Waren erteilt wurden und mit dieser Verord-
nung nicht tibereinstimmen, wahrend eines bestimmten
Zeitraums von dem Berechtigten gemifd Artikel 12 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (?)
weiterverwendet werden konnen. Dieser Zeitraum sollte
auf drei Monate festgelegt werden.

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
werden in die Kombinierte Nomenklatur unter den in Spalte 2
der Tabelle genannten KN-Code eingereiht.

Artikel 2

Verbindliche Zolltarifauskiinfte, die mit dieser Verordnung nicht
tibereinstimmen, konnen gemafl Artikel 12 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 fiir einen Zeitraum von drei Mo-
naten ab Inkrafttreten dieser Verordnung weiterverwendet wer-
den.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 28. Februar 2014

() ABL L 256 vom 7.9.1987, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Algirdas SEMETA
Mitglied der Kommission

(?) Verordnung (EWG) Nr. 291392 des Rates vom 12. Oktober 1992
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABL L 302 vom
19.10.1992, S. 1).
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ANHANG
Warenbezeichnun Einreihung Begriindun
8 (KN-Code) 8 8
O ) 6)
Eine Ware in Form einer stilisierten Giraffe 9503 00 41 Einreihung gemafl den Allgemeinen Vorschrif-

(etwa 36 cm hoch und etwa 820 g schwer),
bestehend aus einer Hiille aus weichem Spinn-
stoff, versehen mit verschiedenen Fiillmateria-
lien. Das Kopfteil ist mit einem weichen Spinn-
stoffmaterial gefiillt, Korper und Gliedmafen
sind mit einer losen Hirse- und Lavendel-Fiil-
lung versehen (nicht separat als Kissen heraus-
nehmbar).

Die Ware kann sowohl in einem Mikrowellen-
herd oder Backofen erwirmt als auch in einem
Kiihl- oder Gefrierschrank gekiihlt werden, um
als Warme- oder Kiihlkissen verwendet zu wer-
den.

(*) Siehe Abbildung.

ten 1 und 6 fur die Auslegung der Kombinier-
ten Nomenklatur und nach dem Wortlaut der
KN-Codes 9503 00 und 9503 00 41.

Auf Grund seiner Gestaltung und Aufmachung
ist das Erzeugnis im Wesentlichen zur Unter-
haltung fiir Kinder und Erwachsene bestimmt
(siehe auch die Erlduterungen zum Harmoni-
sierten System zu Kapitel 95, Allgemeines,
und zu Position 9503, Buchstabe D). Eine an-
derweitige Verwendung auf Grund der Warme-
[Kiihlfunktion ist im Vergleich zum Unterhal-
tungswert als nachrangig anzusehen. Die Ware
ist daher als Spielzeug der Position 9503 an-
zusehen. Eine Einreihung nach der stofflichen
Beschaffenheit (z. B. als Hirse in Position
1008 oder als andere konfektionierte Waren
aus Spinnstoffen in Position 6307) ist daher
ausgeschlossen.

Die Ware ist daher als Spielzeug, Tiere darstel-
lend, in den KN-Code 9503 00 41 einzureihen.

(*) Die Abbildung dient nur zur Information.




L 62/8

Amtsblatt der Europdischen Union

4.3.2014

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 200/2014 DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2014

zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 iiber pharmakologisch wirksame
Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen
Ursprungs in Bezug auf Triptorelinacetat

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 dber die
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens fiir die Festsetzung
von Hochstmengen fiir Riickstinde pharmakologisch wirksamer
Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Anderung
der Richtlinie 2001/82/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europaischen
Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 in
Verbindung mit Artikel 17,

nach Stellungnahme der Europdischen Arzneimittel-Agentur, die
vom Ausschuss fiir Tierarzneimittel abgegeben wurde,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Hochstmengen an Riickstinden pharmakologisch
wirksamer Stoffe, die in der Europdischen Union zur
Verwendung in Arzneimitteln fiir Tiere, die zur Lebens-
mittelerzeugung genutzt werden, oder in Biozidproduk-
ten, die in der Tierhaltung eingesetzt werden, bestimmt
sind, sind in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EG)
Nr. 470/2009 festzusetzen.

(20 Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kom-
mission (?) enthalt eine Liste pharmakologisch wirksamer
Stoffe und deren Einstufung hinsichtlich der Riickstands-
héchstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs.

(3)  Der Europdischen Arzneimittel-Agentur liegt ein Antrag
auf Festsetzung von Riickstandshochstmengen fiir Tripto-
relinacetat bei Schweinen vor.

(4 Der Ausschuss fiir Tierarzneimittel hat sich in einer
Empfehlung  dahingehend  gedufert, dass  keine

Riickstandshochstmengen — fur — Triptorelinacetat  bei
Schweinen festgelegt werden miissen.

(5)  Gemaifl Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009
erwigt die Europdische Arzneimittel-Agentur, die Riick-
standshochstmengen, die fiir einen pharmakologisch
wirksamen Stoff in einem bestimmten Lebensmittel
bzw. in Bezug auf eine oder mehrere Tierarten festgesetzt
wurden, auf ein anderes von derselben Tierart stammen-
des Lebensmittel bzw. auf andere Tierarten anzuwenden.

(6)  Der Ausschuss fiir Tierarzneimittel hat empfohlen, die
Ergebnisse der Bewertung von Triptorelinacetat fiir
Schweine auf alle zur Lebensmittelerzeugung genutzten
Saugetierarten zu iibertragen.

(7 Die Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sollte deshalb dahin-
gehend gedndert werden, dass der Wirkstoff Triptorelin-
acetat fir alle zur Lebensmittelerzeugung genutzten Sdu-
getierarten aufgenommen und festgelegt wird, dass keine
Notwendigkeit besteht, Riickstandshochstmengen  fest-
zulegen.

(8)  Die in dieser Verordnung vorgeschenen Mafinahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fiir Tierarzneimittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird gemaifS
dem Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 3. Mirz 2014

() ABL L 152 vom 16.6.2009, S. 11.

(3 Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember
2009 iiber pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln  tieri-
schen Ursprungs (ABL. L 15 vom 20.1.2010, S. 1).

Fiir die Kommission
Der Prisident
José Manuel BARROSO



ANHANG

In Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird folgender Stoff an der alphabetisch richtigen Stelle eingefiigt:

Sonstige Vorschriften (gemdfl Artikel 14

Pharmakologisch wirksame(r) Markerriickstand Tierart(en) Riickstandshochstmenge(n) Zielgewebe Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. Therapeutische Einstufung
Stoffle) .
70/2009)
,Triptorelinacetat NICHT ZUTREFFEND Alle zur Lebensmittelerzeu- | Keine Riickstands- NICHT ZUTREFFEND [ KEIN EINTRAG Mittel, die auf den
gung genutzten Arten hochstmenge(n) Fortpflanzungsapparat
erforderlich wirken*

Y10T¢Y

E

uorun) uaydsredoIny Jop 1e[gsIUY

6/79 1
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 201/2014 DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2014

zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 iiber pharmakologisch wirksame
Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen
Ursprungs betreffend Tildipirosin

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 dber die
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens fiir die Festsetzung
von Hochstmengen fiir Riickstande pharmakologisch wirksamer
Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Anderung
der Richtlinie 2001/82/EG des Europiischen Parlaments und des
Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europdischen
Parlaments und des Rates ('), insbesondere auf Artikel 14 in
Verbindung mit Artikel 17,

nach Stellungnahme der Européischen Arzneimittel-Agentur, die
vom Ausschuss fiir Tierarzneimittel abgegeben wurde,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Hochstmengen an Riickstinden pharmakologisch
wirksamer Stoffe, die in der Europdischen Union zur
Verwendung in Arzneimitteln fiir Tiere, die zur Lebens-
mittelerzeugung genutzt werden, oder in Biozidproduk-
ten, die in der Tierhaltung eingesetzt werden, bestimmt
sind, sind in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EG)
Nr. 470/2009 festzusetzen.

(2)  Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kom-
mission (?) enthalt eine Liste pharmakologisch wirksamer
Stoffe und deren Einstufung hinsichtlich der Riickstands-
hochstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs.

(3) In Tabelle 1 im Anhang der Verordnung (EU) Nr.
759/2010 der Kommission (*) wird Tildipirosin vorldufig
bis 1. Januar 2012 als zugelassener Stoff fur Rinder,
Ziegen und Schweine (Zielgewebe: Muskel, Fett — im
Falle von Schweinen: Haut und Fett —, Leber und Nie-
ren), auller bei Tieren, deren Milch fiir den menschlichen
Verzehr bestimmt ist, gefithrt. Gemdfl diesem Anhang
bezogen sich die in Muskeln zuldssigen Riickstands-
hochstmengen nicht auf die Injektionsstelle, fur die ho-
here Werte galten.

() ABL L 152 vom 16.6.2009, S. 11.

(%) Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember
2009 iiber pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tieri-
schen Ursprungs (ABL L 15 vom 20.1.2010, S. 1).

() Die Verordnung (EU) Nr. 759/2010 der Kommission vom 24. Au-
gust 2010 zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr.
37/2010 iiber pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tieri-
schen Ursprungs betreffend Tildipirosin (ABL. L 223 vom 25.8.2010,
S. 39).

S

Es wurden zusitzliche Daten vorgelegt und vom Aus-
schuss fiir Tierarzneimittel bewertet, der daraufhin emp-
fahl, endgiltige Riickstandshochstmengen von Tildipiro-
sin fiir Rinder, Ziegen und Schweine (Zielgewebe: Muskel,
Fett — im Falle von Schweinen: Haut und Fett in natiir-
lichen Verhiltnissen —, Leber und Nieren), aufer bei
Tieren, deren Milch fiir den menschlichen Verzehr be-
stimmt ist, festzulegen. Da die Kommission und die fiir
die Kontrolle der Riickstandshochstmengen zustindigen
Behorden der Ansicht sind, dass einheitliche Riickstands-
hochstmengen fiir Muskeln festgelegt werden miissen,
um die Machbarkeit der Riickstandskontrollen zu erleich-
tern, hat der Ausschuss fur Tierarzneimittel im Gegensatz
zu seinen bisherigen Stellungnahmen in einer tiberarbei-
teten Stellungnahme nicht empfohlen, gesonderte Riick-
standshochstmengen fiir die Injektionsstelle im Muskelge-
webe festzulegen.

Gemify Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009
erwigt die Europdische Arzneimittel-Agentur, die Riick-
standshochstmengen, die fur einen pharmakologisch
wirksamen Stoff in einem bestimmten Lebensmittel
bzw. in Bezug auf eine oder mehrere Tierarten festgesetzt
wurden, auf ein anderes von derselben Tierart stammen-
des Lebensmittel bzw. auf andere Tierarten anzuwenden.

Der Ausschuss fur Tierarzneimittel hat empfohlen, die
Tildipirosin-Riickstandshochstmenge fir Rinder auf Zie-
gen zu extrapolieren. Er kam ferner zu dem Schluss, dass
die Extrapolation auf andere zur Lebensmittelerzeugung
genutzte Tierarten im Fall von Tildipirosin nicht zuldssig
ist.

Der Eintrag zu Tildipirosin in Tabelle 1 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sollte daher gedndert wer-
den, so dass endgiiltige Riickstandshochstmengen in Be-
zug auf den pharmakologisch wirksamen Stoff Tildipiro-
sin fur Rinder, Ziegen und Schweine (Zielgewebe: Muskel,
Fett — im Falle von Schweinen: Haut und Fett in natiir-
lichen Verhaltnissen —, Leber und Nieren) aufgenommen
werden. Die Bestimmungen iiber Riickstandshochstmen-
gen an der Injektionsstelle im Muskelgewebe sowie iiber
vorldufige Riickstandshochstmengen sollten gestrichen
werden.

Es ist ein angemessener Zeitraum vorzusehen, damit die
betroffenen Akteure das gegebenenfalls Notige veranlas-
sen konnen, um die neuen Riickstandshochstmengen ein-
halten zu konnen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fiir Tierarzneimittel —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung
gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
in Kraft.

Sie gilt ab dem 3. Mai 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Briissel, den 3. Mdrz 2014

Fiir die Kommission
Der Prisident
José Manuel BARROSO



ANHANG

In Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 erhélt der Eintrag fir den Stoff Tildipirosin folgende Fassung:

Sonstige Vorschriften (gemifS

I?harmakologisch Markerriickstand Tierart(en) Riickstandshochstmenge(n) Zielgewebe Artikel 14 Absatz 7 der Verordnung Therapeutische Einstufung
wirksame(r) Stoff(e) (EG) Nr. 470/2009)
,Tildipirosin Tildipirosin Rinder, Ziegen 400 pg/kg Muskel Nicht zur Anwendung bei Mittel gegen

Tieren, deren Milch fiir den Infektionen/Antibiotika“

200 pg/kg Fett menschlichen Verzehr bestimmt
ist

2000 pg/kg Leber

3000 pglkg Nieren

Schweine 1200 pglkg Muskel
800 ng/kg Haut und Fett in natiirlichen
Verhiltnissen
5000 pg/kg Leber
10 000 pgfkg Nieren

71/79 1
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VERORDNUNG (EU) Nr. 202/2014 DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2014

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 iiber Materialien und Gegenstinde aus Kunststoff,
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Beriihrung zu kommen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 iiber
Materialien und Gegenstinde, die dazu bestimmt sind, mit Le-
bensmitteln in Beriithrung zu kommen und zur Authebung der
Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG (}), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 12 Ab-
satz 6,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Mit Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der
Kommission (2) wurde eine Unionsliste von Stoffen fest-
gelegt, die bei der Herstellung von Materialien und Ge-
genstinden aus Kunststoff verwendet werden diirfen
(\Unionsliste zugelassener Stoffe®).

() Am 24. Juli 2012 hat die Europiische Behorde fiir Le-
bensmittelsicherheit befiirwortende wissenschaftliche Be-
wertungen fiir zwei weitere Stoffe abgegeben, 2-Phenyl-
3,3-bis(4-hydroxyphenyl)phthalimidin (}) und 1,3-Bis(iso-
cyanatomethyl)benzol (). Diese Stoffe sollten nun in die
Unionsliste zugelassener Stoffe als Lebensmittelkontakt-
materialien(FCM)-Stoffe Nummer 872 und 988 auf-
genommen werden.

(3)  Aus der wissenschaftlichen Bewertung des FCM-Stoffes
Nr. 988 geht hervor, dass die Migration seines Hydrolyse-
produkts, 1,3-Benzoldimethanamin, kontrolliert werden
sollte. 1,3-Benzoldimethanamin ist bereits als FCM-Stoff
Nr. 421 zugelassen. Da die Migration der FCM-Stoffe
Nrn. 421 und 988 auf Grundlage der Migration des
FCM-Stoffes Nr. 421 kontrolliert wird, sollte eine beide
Stoffe umfassende Gruppenbeschrankung eingefiihrt wer-
den. Daher sollte die Zulassung des FCM-Stoffes Nr. 421
gedndert und die Gruppenbeschrankung in Anhang I Ta-
belle 2 der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 aufgenommen
werden.

(1) ABL L 338 vom 13.11.2004, S. 4.

(?) Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar
2011 iiber Materialien und Gegenstinde aus Kunststoff, die dazu
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berithrung zu kommen (ABL
L 12 vom 15.1.2011, S. 1).

(%) EFSA Journal 2012; 10(7):2825.

() EFSA Journal 2012; 10(7):2824.

(4)  Der FCM-Stoff Nr. 340 (Dicyandiamid) ist als Zusatzstoff
in Kunststoffen gemafl Anhang I Tabelle 1 der Verord-
nung (EU) Nr. 10/2011 ohne spezifischen Migrations-
grenzwert zugelassen. In dem in der 33. Folge der Be-
richte des Wissenschaftlichen Lebensmittelausschusses (°)
erschienenen Gutachten wurde eine tolerierbare tdgliche
Aufnahmemenge (TDI) von 1 mg/kg Korpergewicht fest-
gelegt, was zu einem spezifischen Migrationsgrenzwert
(SML) von 60 mg/kg Lebensmittel fithrt. Dieser Wert ent-
spricht dem in Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 10/2011 festgelegten allgemeinen spezifischen Migra-
tionsgrenzwert. Da der SML von 60 mg/kg jedoch von
einem toxikologischen Grenzwert wie dem TDI abgeleitet
wird, sollte er in Anhang I der Verordnung (EU) Nr.
10/2011 ausdriicklich genannt werden.

(5)  Zur Begrenzung des Verwaltungsaufwands fiir Unterneh-
mer sollten Materialien und Gegenstinde aus Kunststoff,
die auf Grundlage der Bestimmungen der Verordnung
(EU) Nr. 10/2011 rechtmafig in Verkehr gebracht wur-
den und der vorliegenden Verordnung nicht entsprechen,
noch bis zum 24. Marz 2015 in Verkehr gebracht wer-
den dirfen. Sie sollten bis zum Abbau der Bestinde in
Verkehr bleiben diirfen.

(6)  Die Verordnung (EU) Nr. 10/2011 sollte daher entspre-
chend gedndert werden.

(77 Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maflnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fur die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 wird gemdff dem
Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

Artikel 2

Materialien und Gegenstinde aus Kunststoff, die vor dem
24. Mirz 2014 rechtmifig in Verkehr gebracht wurden und
der vorliegenden Verordnung nicht entsprechen, diirfen noch
bis zum 24. Mirz 2015 in Verkehr gebracht werden. Diese
Materialien und Gegenstinde aus Kunststoff diirfen nach dem
genannten Datum bis zum Abbau der Bestinde in Verkehr

bleiben.

(°) Berichte des Wissenschaftlichen Lebensmittelausschusses, 33. Folge,
S. 31, Amt fiir amtliche Verdffentlichungen der Europiischen Ge-
meinschaften, Luxemburg, 1995, ISBN 92-826-9275-2.
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Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Briissel, den 3. Mirz 2014

Fiir die Kommission
Der Président
José Manuel BARROSO



ANHANG
Anhang 1 der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 wird wie folgt gedndert:
1. Tabelle 1 wird wie folgt gedndert:
a) der Eintrag zu FCM-Stoff Nr. 340 (Dicyandiamid) wird wie folgt ersetzt:
,340 47440 0000461-58-5 Dicyandiamid Ja Nein Nein 60

b) der Eintrag zu FCM-Stoff Nr. 421 (1,3-Benzoldimethanamin) wird wie folgt ersetzt:

,421 13000

0001477-55-0 1,3-Benzoldimethanamin Nein Ja Nein (34)¢

¢) Folgender Eintrag wird in nummerischer Ordnung eingefiigt:

2872

0006607-41-6 2-Phenyl-3,3-bis(4-hydroxy- [ Nein Ja Nein 0,05 Nur als Comonomer in Polycarbo- (20)
phenyl)phthalimidin nat-Copolymeren zu verwenden.

d) Folgender Eintrag wird eingefiigt:

»988

3634-83-1 1,3-Bis(isocyanato- | Nein Ja Nein (34) SML(T) gilt fir die Migration seines Hydrolyseprodukts, 1,3-Ben-
methyl)benzol zoldimethanamin.

Nur zur Verwendung als Comonomer fiir die Herstellung einer
Zwischenlagenbeschichtung auf einer Polymerfolie aus Poly(ethy-
lenterephthalat) in einer Verbundfolie.”

2. In Tabelle 2 wird folgender Eintrag eingefuigt:

234

421 0,05 Berechnet als 1,3-Benzoldimethanamin®

988

3. In Tabelle 3 wird folgender Eintrag eingefiigt:

»(20)

Der Stoff enthilt Anilin als Verunreinigung; Uberpriifung der Einhaltung der in Anhang Il Nummer 2 fiir primére aromatische Amine festgelegten Beschrinkung ist
erforderlich.“

Y10T¢Y
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 203/2014 DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2014

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise
geltenden Einfuhrpreise

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 iber eine gemeinsame Organisation der
Agrarmirkte und mit Sondervorschriften fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung iber die einheitliche
GMO) (),

gestiitzt auf die Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchfithrungsbestim-
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates fiir die
Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus
Obst und Gemiise (3), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1,

in Erwiagung nachstehender Griinde:

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu beriicksichtigenden Kriterien sind in der

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 fiir die in
ihrem Anhang XVI Teil A aufgefiihrten Erzeugnisse und
Zeitraume festgelegt.

(2)  Gemifd Artikel 136 Absatz 1 der Durchfihrungsverord-
nung (EU) Nr. 5432011 wird der pauschale Einfuhrwert
an jedem Arbeitstag unter Beriicksichtigung variabler Ta-
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte
daher am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Die in Artikel 136 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr.
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang
der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 3. Mirz 2014

() ABL L 299 vom 16.11.2007, S. 1.
() ABL L 157 vom 15.6.2011, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,

Jerzy PLEWA

Generaldirektor fiir Landwirtschaft und landliche

Entwicklung
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ANHANG

Pauschale Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler Einfuhrwert
0702 00 00 MA 56,2
TN 78,1
TR 102,6
77 79,0
0707 00 05 JO 188,1
MA 176,8
TR 159,5
77 174,8
0709 91 00 EG 45,1
77 45,1
0709 93 10 MA 32,9
TR 123,8
77 78,4
080510 20 EG 48,0
IL 67,4
MA 64,2
TN 47,1
TR 71,3
77 59,6
080550 10 TR 62,2
77 62,2
0808 10 80 CN 115,7
MK 30,8
Us 156,1
77 100,9
0808 30 90 AR 89,5
CL 190,5
CN 73,6
TR 156,2
us 123,6
ZA 98,3
77 122,0

(") Nomenklatur der Linder gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABL L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
,ZZ“ steht fiir ,Andere Urspriinge*.
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2014

zur Einsetzung eines Wissenschaftlichen Ausschusses fiir Grenzwerte berufsbedingter Exposition
gegeniiber chemischen Arbeitsstoffen und zur Aufhebung des Beschlusses 95/320/EG

(2014/113/EU)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Der Wissenschaftliche Ausschuss fiir Grenzwerte berufs-
bedingter Exposition gegeniiber chemischen Arbeitsstof-
fen (im Folgenden ,der Ausschuss‘) wurde mit dem Be-
schluss 95/320/EG der Kommission () eingesetzt, um die
Auswirkungen chemischer Arbeitsstoffe auf die Gesund-
heit der Arbeitnehmer bei der Arbeit zu bewerten. Der
Ausschuss unterstiitzt unmittelbar die regulierende Ttig-
keit der Union im Bereich Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz. Er trigt vergleichende Analyse-
kenntnisse von hoher Qualitit zusammen und sorgt da-
fur, dass sich Vorschlige, Beschliisse und MafSnahmen der
Kommission zu Sicherheit und Gesundheitsschutz von
Arbeitskriften auf fundierte wissenschaftliche Fakten stiit-
zen.

(2)  Der Ausschuss unterstiitzt die Kommission insbesondere
bei der Auswertung der aktuellen wissenschaftlichen Da-
ten und durch den Vorschlag von Grenzwerten fir die
berufsbedingte Exposition (OEL — Occupational Expo-
sure Limits) zum Schutz der Arbeitskrifte vor che-
mischen Gefahren, die gemif der Richtlinie 98/24/EG
des Rates (%) sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates (*) auf Unionsebene
festgesetzt werden miissen.

(3)  Bei den Mitgliedern des Ausschusses handelt es sich um
hochqualifizierte, spezialisierte und unabhingige Sachver-
standige, die anhand objektiver Kriterien ausgewahlt wer-
den. Sie werden ad personam ernannt und legen der

(") Beschluss 95/320/EG der Kommission vom 12. Juli 1995 zur Ein-
setzung eines Wissenschaftlichen Ausschusses fiir Grenzwerte berufs-
bedingter Exposition gegeniiber chemischen Arbeitsstoffen (ABL
L 188 vom 9.8.1995, S. 14).

Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefihrdung
durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte Einzelricht-
linie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
(ABL L 131 vom 5.5.1998, S. 11).

Richtlinie 2004/37/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 iber den Schutz der Arbeitnehmer gegen
Gefihrdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit
(Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richt-
linie 89/391/EWG des Rates) (ABL. L 158 vom 30.4.2004, S. 50).

S
-~

[
~

()

Kommission Empfehlungen und Stellungnahmen vor, die
sie zur Ausarbeitung von EU-Politikmafinahmen zum
Schutz der Arbeitskrifte benotigt. Der geleistete Beitrag
ist dergestalt, dass die Kommission ohne ihn ihre sozial-
politischen Ziele im Hinblick auf Gesundheit und Sicher-
heit der Arbeitskrifte nicht erreichen konnte. Daher soll-
ten diese unabhingigen Sachverstindigen iiber die Erstat-
tung ihrer Ausgaben hinaus eine Vergiitung beziehen, die
im Verhaltnis zu den ihnen jeweils tibertragenen Auf-
gaben steht.

Der Ausschuss leistet mit seiner Arbeit einen wirkungs-
vollen Beitrag zur Verbesserung des Arbeitsumfelds im
Hinblick auf Gesundheit und Sicherheit der Arbeitskrifte,
indem er der Kommission wissenschaftliche Erkenntnisse
iiber die Auswirkungen chemischer Arbeitsstoffe auf die
Gesundheit der Arbeitskrifte am Arbeitsplatz liefert, die
fir die Kommission unerldsslich sind, damit sie die ein-
schlagigen Ziele der EU-Sozialpolitik auf diesem Gebiet
erreichen kann. Daher werden die Arbeiten des Aus-
schusses aus der dafur in Frage kommenden Haushalts-
linie finanziert, aus der Maflnahmen im Bereich Sozial-
politik und Arbeitsbedingungen unterstiitzt werden.

Es ist ferner notwendig, Aufbau und Arbeitsmethoden
des Ausschusses zu verbessern.

Die Ausschussmitglieder sollten im Wege eines Aufrufs
zur Interessenbekundung ausgewihlt werden. Dadurch
werden die Grundsitze der Chancengleichheit und der
Transparenz beachtet.

Damit Kontinuitit und Effizienz der Arbeit des Ausschus-
ses gewihrleistet sind, sollten die mit dem Beschluss
2009/985/EU der Kommission (*) ernannten Mitglieder
so lange im Amt bleiben, bis die neuen Ausschussmit-
glieder ernannt worden sind.

Die wissenschaftlichen Gutachten zu Fragen der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitskrafte miis-
sen auf den ethischen Grundsitzen hochste Fachkom-
petenz, Unabhingigkeit, Objektivitit und Transparenz

Beschluss 2009/985/EU der Kommission vom 18. Dezember 2009

zur Ermennung der Mitglieder des Wissenschaftlichen Ausschusses
fir Grenzwerte berufsbedingter Exposition gegeniiber chemischen
Arbeitsstoffen fiir eine neue Amtszeit (ABlL. L 338 vom 19.12.2009,
S. 98).
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fuflen, wie in der ,Mitteilung der Kommission iiber die
Einholung und Nutzung von Expertenwissen durch die
Kommission — Grundsitze und Leitlinien — Eine bes-
sere Wissensgrundlage fur eine bessere Politik “ () aus-
gefithrt ist, und sie miissen mit den Grundsitzen bewahr-
ter Verfahren der Risikobewertung tibereinstimmen.

(9)  Da der Beschluss 95/320/EG grundlegend gedndert wer-
den muss, sollte dieser Beschluss der Klarheit halber auf-
gehoben und durch einen neuen Beschluss ersetzt
werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Wissenschaftlicher Ausschuss fiir Grenzwerte
berufsbedingter Exposition gegeniiber chemischen
Arbeitsstoffen

Es wird ein Wissenschaftlicher Ausschuss fiir Grenzwerte berufs-
bedingter Exposition gegeniiber chemischen Arbeitsstoffen (im
Folgenden ,der Ausschuss®) eingesetzt, der die Auswirkungen
chemischer Arbeitsstoffe auf die Gesundheit der Arbeitskrafte
am Arbeitsplatz bewertet.

Artikel 2
Aufgabe

(1)  Die Aufgabe des Ausschusses besteht darin, der Kommis-
sion auf Anforderung Empfehlungen und Stellungnahmen zu
allen Fragen vorzulegen, die die toxikologische Bewertung von
Chemikalien hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Gesundheit
der Arbeitskrifte betreffen.

(2)  Der Ausschuss legt nach Riicksprache mit dem in Arti-
kel 5 Absatz 3 vorgesehenen Sekretariat ein Verfahren fiir die
Ableitung von Grenzwerten fur die berufsbedingte Exposition
(OEL — Occupational Exposure Limits) fest und tiberpriift die-
ses laufend, damit alle relevanten wissenschaftlichen Faktoren
im Zusammenhang mit der Festlegung von OEL beriicksichtigt
werden. Er stellt sicher, dass dieses Verfahren der aktuellen
Praxis der Risikobewertung entspricht.

(3)  Der Ausschuss empfiehlt insbesondere auf wissenschaftli-
chen Daten basierende OEL gemifl den Richtlinien 98/24/EG
und 2004/37[EG, die unter anderem folgende Werte umfassen:
— den tiber 8 Stunden gewichteten Durchschnittswert (TWA),
— Kurzzeitgrenzwerte/Exkursionsgrenzen (STEL),

— biologische Grenzwerte/biologische Leitwerte (BLV/BGV).

Die OEL werden gegebenenfalls durch weitere Daten erginzt, z.
B.

— wahrscheinliche Absorption iiber die Haut,
— Sensibilisierungspotenzial,
— karzinogene Eigenschaften.

Weitere sachdienliche Daten konnen durch Anderungen am
Verfahrenshandbuch des Ausschusses aufgenommen werden.

(") KOM(2002) 713 endg. vom 11. Dezember 2002.

(4)  Jede Empfehlung fiir einen OEL wird ausfuihrlich erldutert
und stiitzt sich auf Informationen iiber die grundlegenden Da-
ten, eine Beschreibung der kritischen Wirkungen, die angewand-
ten Extrapolationsverfahren und simtliche Daten iiber mogliche
Risiken fiir die menschliche Gesundheit. AufSerdem wird ange-
geben, ob es moglich ist, bei den vorgeschlagenen OEL die
Exposition zu iiberwachen.

(5) Die Kommission kann den Ausschuss ersuchen, weitere
Arbeiten im Zusammenhang mit der toxikologischen Bewertung
chemischer Arbeitsstoffe durchzufiihren.

(6)  Der Ausschuss stellt fest, ob bestimmte wissenschaftliche
Informationen fehlen, die moglicherweise fiir die Bewertung der
Gefdhrdung durch chemische Arbeitsstoffe benotigt werden,
und teilt dies der Kommission mit.

(7)  Der Ausschuss ermittelt die aktuellen Priorititen hinsicht-
lich der gesundheitlichen Auswirkungen chemischer Arbeits-
stoffe und unterrichtet die Kommission dariiber.

(8)  Auf Ersuchen der Kommission organisiert der Ausschuss
thematische Workshops, um Daten und wissenschaftliche Er-
kenntnisse {iiber chemische Arbeitsstoffe oder seine Verfahren
zu tberpriifen. Diese Workshops werden mit Unterstiitzung
des Ausschusssekretariats organisiert.

(9)  Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben bemiiht sich der
Ausschuss gemifs Artikel 5 Absatz 5 um eine Zusammenarbeit
mit den anderen einschldgigen Einrichtungen und sonstigen
Stellen der EU, u. a. den Agenturen der Union, die dhnliche
Aufgaben im Zusammenhang mit Fragen von gemeinsamem
Interesse wahrnehmen.

Artikel 3
Ernennung der Ausschussmitglieder

(1)  Der Ausschuss besteht aus hochstens 21 Einzelmitglie-
dern, die aus einer Liste geeigneter Kandidatinnen und Kandida-
ten ausgewdhlt werden, die nach Veroffentlichung eines Aufrufs
zur Interessenbekundung im Amtsblatt der Europdischen Union
und auf der Kommissionswebsite erstellt wird. Die Website,
auf der der Aufruf veroffentlicht wird, wird mit dem Register
der Expertengruppen der Kommission und anderer ahnlicher
Gremien (im Folgenden ,das Register”) verlinkt.

Die Mitglieder werden von der Kommission ad personam er-
nannt.

Sie werden anhand des Nachweises ihrer wissenschaftlichen
Fachkompetenz und ihrer Erfahrung ausgewahlt, wobei darauf
zu achten ist, dass

— das gesamte wissenschaftliche Kenntnisspektrum abgedeckt
wird, das zur Wahrnehmung der Aufgaben benétigt wird, d.
h. insbesondere in den Bereichen Chemie, Toxikologie, Epi-
demiologie, Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene sowie all-
gemeine Kompetenz fiir die Festsetzung von OEL;

— eine ausgewogene geografische Zusammensetzung des Aus-
schusses sichergestellt ist.
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(2)  Die Namen der Mitglieder werden im Register und zur
Information im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht.

Die Erfassung, Verarbeitung und Veroffentlichung personenbe-
zogener Daten erfolgt gemaff den Bestimmungen der Verord-
nung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des
Rates (1).

(3) Die Mitglieder, die im Einklang mit dem Beschluss
95/320/EG mit dem Beschluss 2009/985/EU ernannt wurden,
bleiben nach dem vorliegenden Beschluss so lange im Amt, bis
gemdfs den Absitzen 1 und 2 Mitglieder fiir eine neue Amtszeit
benannt worden sind.

Atrtikel 4
Amtszeit

(1)  Die Mitglieder des Ausschusses werden fiir eine Amtszeit
von drei Jahren ernannt. Nach Ablauf dieser drei Jahre bleiben
die Ausschussmitglieder so lange im Amt, bis sie ersetzt oder
wiederernannt werden.

(2)  Tritt ein Ausschussmitglied vor Ablauf des Dreijahreszeit-
raums von seiner Funktion zuriick oder fehlt ein Mitglied bei
mehr als einem Drittel der Sitzungen oder ist ein Mitglied aus
einem anderen Grund nicht mehr in der Lage, einen effektiven
Beitrag zu den Beratungen des Ausschusses zu leisten, so kann
es fir die verbleibende Amtszeit ersetzt werden. In diesem Fall
ernennt die Kommission gemafs dem in Artikel 3 dargelegten
Verfahren ein neues Mitglied aus der vorherigen Kandidatenliste.

Artikel 5
Vorsitz und Sekretariat des Ausschusses

(1) Zu Beginn jeder Amtszeit wahlt der Ausschuss mit ein-
facher Mehrheit aus dem Kreis seiner Mitglieder eine/einen Vor-
sitzende/n und zwei stellvertretende Vorsitzende. Diese drei Mit-
glieder bilden den Vorsitz des Ausschusses (im Folgenden ,der
Vorsitz").

(2)  Der Vorsitz ist zustindig fur interne Verfahrensfragen des
Ausschusses und leitet die Sitzungen mit dem Ziel, einen wis-
senschaftlichen Konsens im Hinblick auf die anzunehmenden
Empfehlungen und Stellungnahmen zu erreichen.

(3)  Die Kommission fiihrt die Sekretariatsgeschifte des Aus-
schusses und seiner Arbeitsgruppen und leistet die administra-
tive Unterstiitzung, die fiir ein effizientes Arbeiten des Aus-
schusses notwendig ist.

(4) Das Sekretariat gewihrleistet die effektive Zusammen-
arbeit des Ausschusses mit anderen wissenschaftlichen Aus-
schiissen und Agenturen der Union.

(") Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABI.
L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

(5)  Das Sekretariat sorgt fur die frithzeitige Ermittlung po-
tenzieller Quellen eines Konfliktes zwischen den vom Ausschuss
abgegebenen Empfehlungen und Stellungnahmen und denen
anderer Einrichtungen und sonstiger Stellen der EU, u. a. der
Agenturen der Union, die dhnliche Aufgaben im Zusammen-
hang mit Fragen von gemeinsamem Interesse wahrnehmen.

Artikel 6
Arbeitsgruppen

(1) Auf Ersuchen des Vorsitzes kann der Ausschuss mit Zu-
stimmung der Kommissionsdienststellen aus den Reihen seiner
Mitglieder Arbeitsgruppen bilden.

(2)  Es ist Aufgabe der Arbeitsgruppen, gestiitzt auf ein vom
Ausschuss verfasstes Mandat spezifische Fragen im Zusammen-
hang mit der Arbeit des Ausschusses zu erértern und dem
Ausschuss iiber ihre Beratungen zu berichten. Diese Arbeits-
gruppen werden aufgelost, sobald sie ihre Aufgabe erfiillt haben.

Artikel 7

Plenarsitzungen des Ausschusses und Sitzungen der
Arbeitsgruppen

(1)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung, die sich
auf die fiir Expertengruppen der Kommission geltende Standard-
geschiftsordnung stiitzt.

(2)  Der Ausschuss tritt in der Regel viermal jahrlich zu Ple-
narsitzungen zusammen.

(3)  Die Kommissionsdienststellen berufen die Plenarsitzungen
des Ausschusses ein und nehmen daran teil; sie berufen auch die
Sitzungen der Arbeitsgruppen ein.

(4)  Der Ausschuss wie auch die Arbeitsgruppen treten nor-
malerweise am Sitz der Kommission zusammen. In Ausnahme-
fallen konnen die Sitzungen jedoch auch an anderen Orten
stattfinden.

Artikel 8
Verfahren und Methoden

(1)  Den Beratungen des Ausschusses liegt ein Ersuchen der
Kommission um eine Empfehlung fiir einen OEL fiir einen be-
stimmten Stoff oder eine Stoffgruppe bzw. ein Ersuchen um
eine sonstige wissenschaftliche Stellungnahme (im Folgenden
,Stellungnahme®) zugrunde.

(2)  Die Kommission kann bei ihrem Ersuchen den Zeitraum
festlegen, innerhalb dessen der Ausschuss eine Empfehlung oder
eine Stellungnahme gemifl Absatz 1 vorlegen muss.
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(3)  Der Ausschuss und insbesondere der Vorsitz bemiihen
sich nach Kriften darum, einstimmige Empfehlungen oder Stel-
lungnahmen abzugeben. Den Beratungen im Ausschuss folgt
keine Abstimmung. Wird kein Konsens erzielt, so erstattet der
Ausschuss der Kommission iiber die verschiedenen Standpunkte
Bericht, die wahrend der Beratungen gedufert wurden.

(4)  Der Ausschuss stellt mit Unterstiitzung des Sekretariats
sicher, dass seine Methoden den neuesten wissenschaftlichen
Standards entsprechen und dass sie angewandt werden.

(5)  Unbeschadet der Bestimmungen iiber die Vertraulichkeit
gemill Artikel 9 Absatz 3 verdffentlicht die Kommission die
aktualisierten Methoden sowie die angenommenen Empfehlun-
gen und Stellungnahmen des Ausschusses in der fiir den Aus-
schuss vorgesehenen Rubrik ihrer Website.

Artikel 9
Ethische Grundsitze
(1) Unabhidngigkeit

Die Mitglieder des Ausschusses verpflichten sich, unabhingig
von jedem dufleren Einfluss zu handeln. Sie diirfen ihre Auf-
gaben nicht auf andere tibertragen.

Sie geben eine Verpflichtungserklarung ab, aus der hervorgeht,
dass sie im offentlichen Interesse handeln und dass kein direkter
oder indirekter, ihrer Unabhingigkeit abtriglicher Interessen-
konflikt vorliegt bzw. gegebenenfalls dass ein solcher Interes-
senkonflikt vorliegt.

Die Kommissionsdienststellen nehmen die bekannt gegebenen
Interessen zur Kenntnis und bewerten deren Relevanz.

(2) Transparenz

Der Ausschuss stellt sicher, dass aus seinen Empfehlungen und
Stellungnahmen entsprechend seinen Methoden klar hervorgeht,
welche Argumente zur Entscheidungsfindung beigetragen ha-
ben.

(3) Vertraulichkeit

Unbeschadet des Artikels 339 des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europdischen Union und des Artikels 12 des vorlie-
genden Beschlusses diirfen die Mitglieder des Ausschusses keine
Informationen verbreiten, die sie aufgrund der Arbeit des Aus-
schusses, thematischer Workshops oder von Arbeitsgruppen
oder anderer mit diesem Beschluss zusammenhingender Tatig-
keiten erlangen.

Zu Beginn jeder Amtszeit unterzeichnen die Mitglieder des Aus-
schusses eine Vertraulichkeitserklarung.

Artikel 10
Beobachter/innen und externe Sachverstindige

(1) Die Kommissionsdienststellen ersuchen die EWR-/EFTA-
Linder, Vorschlige fur Wissenschaftler/innen einzureichen, die
als Beobachter/innen an den Sitzungen teilnechmen.

(2)  Bei Bedarf konnen die Kommissionsdienststellen externe
wissenschaftliche Sachverstindige mit spezifischer Fachkom-
petenz in einem Themenbereich der Tagesordnung einladen,
auf Ad-hoc-Basis an den Arbeiten des Ausschusses oder einer
Arbeitsgruppe teilzunehmen.

Artikel 11
Sondervergiitungen

(1)  Die Mitglieder des Ausschusses und die von der Kommis-
sion eingeladenen externen Sachverstindigen haben Anspruch
auf eine Sondervergiitung von maximal 450 EUR in Form eines
Tagessatzes fur jeden vollstindigen Arbeitstag. Die errechnete
Summe der Vergiitung wird auf den Betrag aufgerundet, der
dem nichsten halben Arbeitstag entspricht. Die Zahlung erfolgt
in Euro.

(2)  Die Reise- und Aufenthaltskosten, die den Teilnehmenden
in Verbindung mit Ausschussarbeiten entstehen, werden von der
Kommission nach den geltenden Bestimmungen (!) erstattet.
Diese Kosten werden nach Mafsgabe der Mittel erstattet, die
im Rahmen des jahrlichen Verfahrens fir die Mittelzuweisung
zur Verfiigung stehen.

(3)  Artikel 11 Absatz 1 wird erst an dem Tag wirksam, an
dem gemifl dem Verfahren des Artikels 3 Mitglieder fir die
nichste Amtszeit des Ausschusses ernannt werden.

Artikel 12
Transparenz

(1)  Die Kommission veroffentlicht alle einschligigen Doku-
mente (wie Tagesordnungen, Protokolle und Beitrdge der Teil-
nehmenden) entweder im Register oder auf einer separaten
Website, die vom Register aus verlinkt ist.

(2)  Ein Dokument kann auf der Grundlage einer Einzelfall-
priffung von der Veréffentlichung ausgenommen werden, wenn
durch seine Offenlegung offentliche oder private Interessen im
Sinne des Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europdischen Parlaments und des Rates (?) verletzt wiirden.

(") K(2007) 5858 der Kommission — Regelung fiir die Erstattung der
Kosten von nicht der Kommission angehérenden Personen, die als
Sachverstandige einberufen werden.

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 30. Mai 2001 iiber den Zugang der Offentlichkeit zu
Dokumenten des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission (ABL L 145 vom 31.5.2001, S. 43). Durch diese Ausnah-
men sollen die offentliche Sicherheit, die Verteidigung und militari-
sche Belange, die internationalen Beziehungen, die Finanz-, Wih-
rungs- oder Wirtschaftspolitik, die Privatsphdre und Integritit des
Einzelnen, geschiftliche Interessen, Gerichtsverfahren und Rechts-
beratung, Inspektions-, Untersuchungs- und Audittitigkeiten sowie
das Beschlussfassungsverfahren des Organs geschiitzt werden.

S
-~
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Artikel 13
Aufhebung
(1)  Der Beschluss 95/320/EG wird hiermit aufgehoben.
(2)  Verweise auf den aufgehobenen Beschluss gelten als Verweise auf den vorliegenden Beschluss.
Artikel 14
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 3. Mirz 2014

Fiir die Kommission
Der Prdsident
José Manuel BARROSO
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LEITLINIEN

LEITLINIE DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 28. November 2013

zur Anderung der Leitlinie EZB/2008/5 iiber die Verwaltung von Wihrungsreserven der

Europdischen  Zentralbank durch die nationalen Zentralbanken sowie iiber die
Rechtsdokumentation bei Geschiften mit diesen Wihrungsreserven
(EZB/2013/45)
(2014/114/EU)
DER EZB-RAT — vor, dass eine NZB des Euro-Wahrungsgebiets die EZB

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 dritter Gedanken-
strich,

gestittzt auf Artikel 3.1 dritter Gedankenstrich sowie Arti-
kel 12.1 und Artikel 30.6 der Satzung des Europdischen Sys-
tems der Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1) Nach Artikel 30.1 der Satzung des Europdischen Systems
der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank
(nachfolgend die ,ESZB-Satzung®) wird die Europdische
Zentralbank (EZB) von den nationalen Zentralbanken
(NZBen) der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro
ist (nachfolgend die ,NZBen des Euro-Wihrungsgebiets®),
mit Wahrungsreserven ausgestattet und hat das uneinge-
schrinkte Recht, die ihr iibertragenen Wihrungsreserven
zu halten und zu verwalten.

20 Gemifl Artikel 9.2 und Artikel 12.1 der ESZB-Satzung
kann die EZB die NZBen des Euro-Wahrungsgebiets mit
der Wahrnehmung bestimmter, ihr tibertragener Tatigkei-
ten beauftragen und diese NZBen fiir die Durchfithrung
bestimmter Geschifte, die zu den Aufgaben der EZB ge-
horen, in Anspruch nehmen. Die EZB ist demgemifs der
Auffassung, dass die NZBen des Euro-Wihrungsgebiets
die der EZB ibertragenen Wihrungsreserven im Auftrag
und Namen der EZB verwalten sollten.

(3)  Die Leitlinie EZB/2008/5 vom 20. Juni 2008 tber die
Verwaltung von Wihrungsreserven der Europdischen
Zentralbank durch die nationalen Zentralbanken sowie
tiber die Rechtsdokumentation bei Geschiften mit diesen
Wiahrungsreserven (') sieht vor, dass jede NZB des Euro-
Wiahrungsgebiets a) sich an der operativen Verwaltung
der der EZB iibertragenen Wihrungsreserven beteiligen
oder b) sich nicht an dieser Verwaltung beteiligen oder
diese Verwaltung mit einer oder mehreren anderen
NZBen des Euro-Wahrungsgebiets zusammenlegen kann.
Die Leitlinie EZB/2008/5 sieht jedoch nicht ausdriicklich

() ABL L 192 vom 19.7.2008, S. 63.

oder eine oder mehrere andere NZBen des Euro-Wah-
rungsgebiets ersuchen kann, in ihrem Namen bestimmte
Aufgaben im Zusammenhang mit dieser Verwaltung zu
iibernehmen.

(4)  Aus diesem Grund sollte die Leitlinie EZB/2008/5 ent-
sprechend gedndert werden —

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Attikel 1
Anderung

Artikel 2 Absatz 1 der Leitlinie EZB/2008/5 erhilt folgende
Fassung:

,(1)  Jede NZB des Euro-Wihrungsgebiets ist berechtigt,
sich an der operativen Verwaltung der der EZB iibertragenen
Wihrungsreserven zu beteiligen. Eine NZB des Euro-Wih-
rungsgebiets kann entscheiden, a) sich nicht an dieser Ver-
waltung zu beteiligen oder b) diese Verwaltung mit einer oder
mehreren anderen NZBen des Euro-Wahrungsgebiets zusam-
menzulegen. Wenn eine NZB des Euro-Wihrungsgebiets ent-
scheidet, sich nicht an dieser Verwaltung zu beteiligen, ver-
walten die anderen NZBen des Euro-Wihrungsgebiets die
Wihrungsreserven, die sonst von der sich nicht beteiligenden
NZB verwaltet wiirden. Eine NZB des Euro-Wihrungsgebiets
kann die EZB oder eine andere NZB des Euro-Wihrungs-
gebiets ferner ersuchen, bestimmte ihrer Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Verwaltung der der EZB iibertragenen Wih-
rungsreserven zu itbernehmen, wobei sie andere Aufgaben in
diesem Bereich beibehilt. Der EZB und der betreffenden NZB
des Euro-Wihrungsgebiets steht es frei, diesem Ersuchen
nachzukommen oder es abzulehnen.”

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Leitlinie tritt am Tag ihrer Mitteilung an die NZBen des
Euro-Wahrungsgebiets in Kraft.
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Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie ist an die NZBen des Euro-Wihrungsgebiets gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 28. November 2013.

Fiir den EZB-Rat
Der Président der EZB
Mario DRAGHI







EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht.
Die Website erméglicht die Abfrage des Amtisblatts der Europdischen Union und enthélt dariiber hinaus
die Rubriken Vertrdge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschlage fiir Rechtsakte.

Weitere Informationen liber die Européische Union finden Sie unter: http://europa.eu

Amt fiir Veréffentlichungen der Europédischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 197/2014 der Kommission vom 28. Februar 2014 zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 198/2014 der Kommission vom 28. Februar 2014 zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 199/2014 der Kommission vom 28. Februar 2014 zur Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 200/2014 der Kommission vom 3. März 2014 zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 über pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs in Bezug auf Triptorelinacetat (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 201/2014 der Kommission vom 3. März 2014 zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 über pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs betreffend Tildipirosin (Text von Bedeutung für den EWR)
	Verordnung (EU) Nr. 202/2014 der Kommission vom 3. März 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 203/2014 der Kommission vom 3. März 2014 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	Beschluss der Kommission vom 3. März 2014 zur Einsetzung eines Wissenschaftlichen Ausschusses für Grenzwerte berufsbedingter Exposition gegenüber chemischen Arbeitsstoffen und zur Aufhebung des Beschlusses 95/320/EG (2014/113/EU)
	Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 28. November 2013 zur Änderung der Leitlinie EZB/2008/5 über die Verwaltung von Währungsreserven der Europäischen Zentralbank durch die nationalen Zentralbanken sowie über die Rechtsdokumentation bei Geschäften mit diesen Währungsreserven (EZB/2013/45) (2014/114/EU)

